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Die Verfaſſung. 


Wochenblatt für das Volk. 


nn 

Erſcheint jed bend. Preis vierteljährlich bei allen Preuß. Poſtanſtalten 4Y, Sgr., bei den außerpreußiſchen Poſtanſtalten 

20 Sor lein Selin de allen Zeitungs Spedltere Safe 1 8 in der Expedition „Mohrenſtraße 55 31 Fr Sgr. 
nferate die Zeile gr. 


Mit dieſer Nummer beginnt die „Verfaſſung! das dritte Quartal 1865. Die Redaktion 
1105 von ihren bisherigen Leſern das Zeugniß zu erhalten, daß ſie nach beſten Kräften 
eſtrebt Ban ift, das Ziel, welches fie ſich vom Beginn des Blattes an geſteckt hatte, 
im Auge zu behalten. Treu demſelben, wird unſer Blatt auch fernerhin in volksthümli⸗ 
cher und leicht faßlicher Weiſe alle unſer geſammtes Staatsleben berührenden Fragen im Sinne 
der entſchieden liberalen Partei beſprechen. Es wird von Berlin aus regelmäßig jeden Donnerstag 
Abend verſandt, jo daß es auch in den entfernteften Gegenden unſeres Vaterlandes am Sonn⸗ 
abend Abend in den Händen unſerer Abonnenten ſein kann. Sollte trotz unſeres Bemühens, 
in keiner ei SEEN eine geſetzliche Beſtimmung zu fehlen, doch einmal durch eine Beſchlag⸗ 
nahme unſeres Blattes eine Durenekmaptgtent in der Verſendung eintreten, jo werden, davon 
ſind wir überzeugt, unſere Leſer dieſe eee a Binten uns nicht zur Laſt legen, ſondern uns 
ihr Wohlwollen nach wie vor erhalten. ir bitten le bisherigen Leſer, fo wie unfere 
neuen Freunde, das Abonnement möglichſt bald bei den Poſtanſtalten anzumelden, da nur in 
dieſem Falle die e des Blattes geſichert iſt und bei ſpäteren Anmel⸗ 
dungen die vollſtändige Nachlieferung der erſchienenen Nummern nicht verſprochen werden kann. 
Der vierteljährliche ee beträgt bei allen preußiſchen Poſtanſtalten 
4½ Sgr., bei den übrigen deutſchen Poſtanſtalten 7% Sgr.; in Berlin in der Expedition, Moh⸗ 
renſtraße Nr. 34, 4½ Sgr., bei ſämmtlichen Zeitungsſpediteuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 
Pf. Inſerate, welche bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung 
en Die su. nalkene Petitzeile 3 Sgr., bei öfterer Wiederholung wird ein angemeſſener Ra— 
att bewilligt. 
leber etwaige Unregelmäßigkeiten in der Zuſtellung unſeres Blattes erſuchen wir, 
bei dem betreffenden Spediteur oder der betreffenden Poſtanſtalt Beſchwerde zu führen, da 
von hier aus unſer Blatt regelmäßig verſandt wird. 


Nachdem, drei Wochen nach erfolgter Beſchlagnahme, die 
Nr. 23 unſeres Blattes freigegeben worden iſt, weil nichts 
Strafbares darin enthalten, wurde Nr. 26 unſeres Blattes kurz 
vor der Ausgabe mit Beſchlag belegt. Ein Grund der Beſchlag⸗ 
nahme iſt uns nicht mitgetheilt worden; möglicherweiſe hat der 


Leitartikel, welcher unter dem Titel: „Das Preuſtiſche 
Abgeordnetenhaus“ einige Stellen der Rede, mit welcher 
der Miniſterpräſident, Hr. v. Bismarck, die diesjährige Seſſion 
der Kammer geſchloſſen, zu widerlegen ſuchte, die Veranlaſſung 
dazu gegeben. Um unſeren Leſern die Nummer rechtzeitig 
zukommen zu laſſen, haben wir eine neue Ausgabe mit 
Fortlaſſung des Leitartikels veranſtaltet. 


Politiſche Wochenſchau. 

Preußen. Seit dem Schluß des Landtages iſt in unſerem 
poͤlitiſchen Leben eine gewiſſe äußere Ruhe eingetreten, welche 
nur unterbrochen wird durch die zahlreichen Ba von 
dem begeiſterten Empfange, der den Mitgliedern 
der Mehrheit 11 Abgeordnetenhauſes überall 
in ihrer Heimat U 
haben fie von Neuem die Zuſicherung erhalten, daß fie ſtren 
im Sinne ihrer Wähler Ne U 0 
er bñeſitzen 


zu Theil geworden iſt. Uebera 


kommt, welche das Volk bewegt, ſich ſo eingehend mit dieſer 
Angelegenheit zu beſchäftigen, nein, es iſt der Kampf des 


Bürgerthums gegen ein Inſtitut, welches aus dem Mittel ⸗ 
alter aut uns überfommen ift, und deſſen Befeitigung durch 
die Strafgeſetze bis jetzt vergebens verſucht worden iſt. 
In Berlin haben ſich, nachdem das Abgeordnetenhaus 
eſchloſſen war, eine Anzahl von Predigern mit Politik be- 
ſchä igt. Sie haben ſich berufen gefühlt, in einer Ahrefie 
an den König fo harte Worte des Tadels gegen die vom Volke 
ewählten Vertreter auszuſprechen, daß wir uns mit Rück ⸗ 
Nat auf die Beitimmungen des Strafgeſetzes ſcheuen müffen, 
dieſelben in unferem Blatte zu wiederholen, und geben wir 
daher nur einzelne Stellen aus jenem religiös ⸗politiſchen 
Aktenſtück wieder: „Königliche Majeſtät!“ ſo beginnt die 
Adreſſe, „unſere Aufgabe, für den Landtag der onarchie 
13 kirchliche Fürbitte zu thun, iſt mit 
ce verträglich; 


ür ob $ 
können Und dieſe Sweifel . n ſich neuerdings nur noch 
ſteigert. ir müſſen uns ja jagen, 
at le Bann liegt — und darf die 
Unſere ſchwerſte Sorge richtet 
Chobe, welt 


erleiden muß, wenn jenes Aergerniß noch länger fortbeſteht. 
Denn es iſt eine del heiligſten Pflichten des Predigtamtes, 
Alt und Jung in der Gemeinde zum Gehorſam gegen die 
Obrigkeit anzuhalten. Wir ermahnen, daß man „Gott fürchte 
und den König ehre.“ Wir weiſen darauf hin, daß „die 
Obrigkeit von Gott verordnet iſt, zur Rache über die Uebel⸗ 
thäter und zu Lobe den Frommen“ — und daß ſie das 
Schwert nicht umſonſt träge 1 
Hierauf erwiederte Se. Maj. der König: „Sie haben dem, 
was mich ſchon ſeit langer Zeit unendlich bekümmert, von 
einem Standpunkte aus den Ausdruck gegeben, der um ſo 
Has Beachtung verdient, je ernſter die Auffaſfung von 
ieſer Seite iſt. Ich ſtimme ganz mit Ihnen darin überein, 
daß in dem Hauſe der Abgeordneten Ausſchreitungen vor⸗ 
ekommen find, wie man fie faft für unmöglich halten ſollte. 
% bleibt hierbei kaum ein anderer Weg übrig, als der der 
Fürbitte; und freilich die Fürbitte dringt gen Himmel, aber 
fie dringt nicht in die Herzen derer, die es betrifft; denn fie 
ſetzen ſich nicht in die Lage, dieſes Gebet zu hören. Ich 
hoffe, daß Nüchternheit und Beſonnenheit zurückkehren wird; 
aber wie ſoll das geſchehen, wenn der Grund, auf dem dies 
allein möglich iſt, nämlich der chriſtliche Glaube, i 
ja verlacht wird? — Ich ſpreche Ihnen meine volle An⸗ 
5 deſſen, was Sie geſagt haben, aus und wünſche, 
daß wir künftig mit beſſeren Elementen zu thun haben mögen.“ 
Der Prozeß gegen Johann Jacoby wegen ſeiner im 
geeiten Berliner Wahlbezirk vor feinen Wahlmännern gehaltenen 
Rebe iſt jetzt endgültig entſchieden: das Obertribunal hat die 
eingelegte icptigfeitsbefehmwerde verworfen, und ſomit erlangt 
das Urtheil, welches den langjährigen Kämpfer für Freiheit 
und Recht zu ſechs Monat Gefängniß verurtheilt, Rechtskraft. 
Wahrſcheinlich werden alſo bald die Mauern des Gefängniſſes 
u Königsberg den Mann umſchließen, in welchem das preu⸗ 
lische Volk feit fat einem Menſchenalter einen feiner beſten 
Patrioten erkannt hat. 1 die ihm ſo reichlich zu Theil 
werdende Anerkennung des Volkes ein Troſt fein in den ein⸗ 
ſamen Stunden der Haft. 
In Baus auf die vielbeſprochene Möglichkeit, daß ge 
gen einige Mitglieder des Abgeordnetenhauſes wegen ihrer im 


0 Haufe ſelbſt gehaltenen Reden eine gerichtliche Verfolgung 


eintreten werde, nennt man die Abgeordneten Tweſten, 
Virchow, v. Hennig und Gneiſt als diejenigen, welche 
zunächſt von dieſem Schickſal bedroht ſeien. Außer dieſen 
Verfolgungen wegen der parlamentariſchen. Thätigkeit von Abge⸗ 
ordneten ſind aber auch ſonſt unſere Abgeordneten mit Pro- 
zellen und Strafen gerade nicht ſehr ſpärlich bedacht. Die 
Jenner Reform“ Hat die verſchiedenen Prozeſſe zuſammen⸗ 
eſtellt. Johann Jacoby und Frentzel find zum Straf 
tritt bereit, die neue Anklage gegen dieſe beiden und noch 
funfaeßn andere Abgeordnete der Fortſchrittspar⸗ 
tei der Provinz Preußen des Flugblatts wegen: Was 
thut dem Landmanne Noth? wird jetzt wieder ihren Fort⸗ 
gang nehmen, ebenſo die auf Beſchluß der Kammer ſuspen⸗ 
dirte Unterſuchung gegen den Abgeordneten Möller. Ferner 
find ein Paar Preßprozeſſe gegen den Abgeordneten von der 
Leeden (wegen des O Unterach in Vorbereitung; über das 
Ende der Ehrengerichts-Unterſuchung gegen Beitzke iſt noch 
nichts Beſtimmtes bekannt; der Preßprozeß gegen den Abge⸗ 
ordneten v. Benda ſchwebt in zweiter Inſtanz, ebenſo iſt es 
nicht ſicher, ob die Marineartikel des alten Harkort nicht 
von Seiten der Staatsanwaltſchaft noch im Wege der Appel. 
lation weiter verfolgt werden; endlich iſt gegen den Abgeord⸗ 
neten Dr. Paur in Görlitz ein Preßprozeß wegen eines 
Landtagsberichtes eingeleitet und, wie die „Voſſ. Ztg.“ mit⸗ 
theilt, droht ihm ein zweiter wegen dez Schlußberichts, in 
dem er die in der Thronrede auf das Abgeordnetenhaus ge⸗ 
Bauen 209 1 als 1 bezeichnet, ein Aus⸗ 
ruck, der einen Zweifel an der „Wahrhaftigkeit“ ini⸗ 
ſteriums enthalte. eee e 
Naſſau. Wie verlautet, weigert ſich die naſſauiſche Re⸗ 
gierung ganz entſchieden, die für den Abſchluß eines Handels⸗ 
vertrages mit Italien ſo dringend nothwendige Anerkennung 
des Königreichs Italien auszufprechen. Leider giebt es kein 
Mittel, dieſen Widerſtand zu 110 welcher wohl weſent⸗ 
lich aus dem Gefühl Herne t, ie Bedeutung Naſſau's in 
der Weltgeſchichte zu beweiſen. Welche hohe Meinung man 
in Naſſau en von dieſer Bedeutung hat, geht wohl am 
beften aus dem Umſtande hervor, daß bei der 50 jährigen Ge⸗ 
denkfeier der Schlacht bei Waterloo dort ein Lied geſungen 
wurde, welches es ganz offen ausſpricht, daß Napoleon nicht geſtürzt 
worden wäre, wenn er rechtzeitig mit le Frieden geſchloſſen 
hätte. Es geht doch nichts über ein kräftiges Selbitgeft l 
Oeſterreich. In dem Kaiſerſtaate iſt endlich die ſeit 
langer Zeit vorausgeſehene Kriſis ausgebrochen. Die nächſte 
Urſache ift wohl in der ungariſchen Frage und in den zer⸗ 
rütteten Finanzverhältniſſen zu ſuchen. Die 1 der 
Miniſter, darunter der Herr v. Schmerling und der Fi⸗ 
nanzminiſter v. Plener haben ihren Abſchied genommen. 
Herr v. Mens dorff, der Miniſter der auswärtigen Angelegen⸗ 
heiten, iſt im Amte geblieben und an Stelle des gleichfalls 
zurückgetretenen e Rayner Mini terpräftbent ge 
worden. Das neue Miniſterium, über 99 5 uſammenſetzung 
bis jetzt nichts bekannt geworden iſt, dürfte wahrſcheinlich den 
Forderungen Ungarn's auf eine geſonderte Verwaltung günſtig 
fein. Wie man ſagt, iſt auch der Erzherzog Stephan, 
welcher lange Zeit fern von Oeſterreich lebte, und der in 
Ungarn ſehr beliebt iſt, zurückberufen worden, um Palatin 
(d. h. Stellvertreter des Könige) von Ungarn zu werden. 


Frankreich. Nach ſehr langen Debatten, bei welchen die 
Oppoſition mit einſchneidender Schärfe die Schäden der 
Regierung bloß legte, iſt endlich die ge erg zu 
Ende geführt worden, und wurde ſchließlich die Regierungs- 
vorlage mit allen gegen 11 Stimmen angenommen. Wenn 


ſich auch bei einzelnen Fragen die Minorität zu einer größeren 
ge (bis zu fünfzig . e vermehrt hatte, ſo ſind 
dieſe 11 Stimmen, welche bei der Schlußberathung gegen die 
Regierungsvorlage ſtimmten, doch als die einzigen Repräſen⸗ 
tanlen, welche die liberale Partei augenblicklich im geſetzgeben 
den Körper von Frankreich hat, anzuſehen. Wenn aber nicht 
alle Anzeichen trügen, 1 dürfte ſich dieſe Zahl bei den 
nächſten Wahlen ganz bedeutend vermehren. 
Legitimität. 
Legitim heißt geſetzlich. Neuerdings wird aber dieſes 
Wort vorzugsweiſe für die Berechtigung der Fürſten auf 
ihren Thron angewendet, namentlich von ihnen ſelbſt. Be⸗ 
De einen deutſchen Fürsten haben rückfichtlich der 
egitimität ihrer Kollegen ſehr ſtrenge Begriffe. So wollen 
Fan e das Königreich Italien noch immer nicht als 
egitim anerkennen. Es iſt doch eigen, daß gerade die kleinen 
al Fürſten fo eifrig nach den Splittern in ihrer Nach⸗ 
barn Augen ſuchen und von dem Balken ihrer eigenen Augen 
nichts bemerken. Iſt denn ihre eigene Herſchaft in der 
Weiſe legitim, wie ſie jetzt dieſen Begriff auffaſſen? Keines⸗ 
wegs! Als ihre nächſten Vorgänger wider Recht und Geſetz 
den Rheinbund mit dem in keiner Weiſe „legitimen“ Napoleon J. 
esche hatten und dieſem halfen, das deutſche Reich zu 
akt. eln, da legte Kaiſer Franz die Krone nieder und er⸗ 
lärte wider Recht und Geſetz das gie Reich für auf⸗ 
abe So wurden ſie, die bisher Reichsfürſten geweſen, 
elbſtſtändige Herrſcher und ließen ſich von ihrem Schutzherren 
zu Königen, Großherzogen u. ſ. w. machen. Nach deſſen 


Sturz wurde der deutſche Bund geſchloſſen, in welchem ſie 
is blieben. 
ie Selbſtſtändigkeit der ehemaligen deutſchen Reichs⸗ 


fürſten tft alſo eine geſchichtliche ache, und nur ein Narr 
far ihn fahne en De he auf legitimem, 
d. h. geſetzlichem Wege ift ſte nicht erworben worden. 

Die deutſchen Fürſten haben alſo gar keinen Grund, ſich 
dem Könige von Italien 8 auf das hohe Pferd der 
Legitimität zu f nicht le Außerdem ſind ſie auch in dieſer 
Beziehun 105 nicht ſo heikel. Haben ſie doch den Neffen 
ihres früheren Schutzherren nachdem ſie dieſen ſtürzen halfen 
und ihn und ſeine ganze Familie für unfähig erklärt hatten, 
jemals über Frankreich zu herrſchen, ganz geſchwinde als 
Kaiſer von Frankreich anerkannt; sine fer 1 Sale 
der Franzoſen doch wahrlich nicht auf legitimem Wege zu 
ſeiner gegenwärtigen Stellung gelangt iſt. 

Warum ſträuben ſie ſich alſo, den König von Italien 
anzuerkennen, da doch dieſe Nichtanerkennung ihren Unter⸗ 
1 den A e Schaden bringt. Die italieniſche 

egierung iſt nämlich bereit, mit dem Zollverein einen Handels⸗ 
verkrag abzuſchließen, verlangt aber zuvor die Anerkennung 
durch die den Zollverein bildenden Staaten. Die Nicht⸗ 
anerkennung von Saale Baiern, Lippe⸗Detmold, den Reußen 
Shit und älterer Linie u. ſ. w. bringt ihr zwar keinen 
an 


annt iſt, ſie hält es aber für ihrer Würde gemäß, nur 
mit ſolchen Staaten Verträge abzuſchließen, welche ihr alle 
Eigenſchaften einer zu Recht beſtehenden Regierung zugeſtehen. 
Weil dies die kleinen deutſchen Staaten nicht wollen, ſo 
kommt die von Preußen geführte Unterhandlung über einen 
Handelsvertrag mit Italien nicht zu Stande. 

Wir fehen alfo, kaum iſt der Zollverein wieder zu Stande 
gekommen, fo Segfunt von Neuem das Schauſpiel, welches 
nach dem Abſchluß des Vertrages mit Frankreich aufgeführt 
wurde. Die Intereſſen unſeres Handels und unſerer Fabriken 
leiden ſchwer unter dieſem Widerſtande. Durch neue Verträge, 
welche die anderen Staaten mit Italien abgeſchloſſen, haben 


aden, da fe bereits von 10 15 England und Preußen 


dieſe für ihre Unterthanen viel ges is Bedingungen erlangt 
und namentlich unſere Wollenwaaren⸗Fabriken ſind mit dem Ver⸗ 
luſte des ihnen bisher jo günſtigen italieniſchen Marktes bedroht. 
„Auch unſere Regierung, obgleich fie ſich jetzt alle Mühe 
iebt, einen Handelsvertrag mit Stntien zu Stande zu bringen, 
önnen wir nicht ganz freiſprechen. Sie hätte beraten 
können, was jetzt gekommen ift und vor der Erneuerung des 
Zollvereins den Vertrag mit Italien abſchließen ſollen. Da⸗ 
mals hatte ſie die Mittel in der Hand, die widerſtrebenden 
Kleinſtaaten zum Nachgeben zu zwingen, indem fie von der 
Annahme des Vertrages die Erneuerung des Zollvereins ab⸗ 
hängig gemacht hätte. Dann hätte kein Sträuben und kein 
Pochen auf Legitimität und dergleichen geholfen, denn ace 
den Zollverein find die einzelnen deutſchen Staaten wie Fi Ge 
auf dem Sande. Jetzt aber ſchwimmen fie luſtig herum in 
dem herrlichen Gewäſſer des Zollvereind und verlachen die 
Staatsſchriften, in welchen die preußiſche Regierung ihnen 
vernünftige Vorſtellungen macht. 
prechſaal. ; 

— Von einem unferer Leſer in der Provinz Brandenburg 
en wir folgende Zuſchrift mit der Bitte um Beröffent- 
li. bug derſelben: b 

„Wir in der Provinz ſind weder catilinariſche Exiſtenzen 
noch auch Leute von verfehltem Beruf, wir zahlen unſere 
Steuern, zwar gerade nicht gern, aber es geht doch ohne Aus · 
pfändung vor ſich; wir bauen unſern Kohl, unſere Kartoffeln, 
kurz, wir leben ſchlecht und recht als ruhige Bürger. Aber 
man hat doch oft fo feine Gedanken, die ſich nicht verſcheuchen 
laſſen, ſondern wie zudringliche Fliegen, immer wiederkehren. 
— So kommt mir die Aeußerung unſeres Herrn Miniſter⸗ 
präſidenten: „In allen Schichten unſerer Bevölkerung liegt 
eine gewiſſe Trägheit zur Erfüllung der Mflichten, ohne dere 
Erfüllung ein großer Staat eben nicht beſtehen kann“; nicht 
aus dem Sinn. Kann hier daſſelbe Volk gemeint ſein, das 
u allen Zeiten ſo große Opfer gebracht, das ſo oft das Letzte 
1 9 5 hat, um Thron und Vaterland zu retten, an deſſen 
Großmuth man ſich in bedrängter Zeit nie vergeblich wandte? 
Freilich iſt auch damals nach gethaner Arbeit, nachdem das 
Eiſen gehörig gearbeitet hatte und Blut hinreichend verſpritzt 
war, der Wortdank nicht ausgeblieben. ber was ſoll man 
jetzt, nach ſolchen Erfahrungen, augen, wenn dem Volk einer 
En höchſten Beamten ſolche Behauptungen ins An eſicht 
chleudert. In unſerm Kreisblatt leſen wir, wie die dehen 

erſonen der Miniſter nicht mehr gegen Beleidigungen, die 
ihnen von der Rednertribüne aus eee wären, geſchützt 
ſeien. — Wer aber ſchützt die viel höhere Perſon des Volkes 
egen Beleidigungen, die ihm auf ſolche Weiſe n e 
ben — Man kann hier jagen: Wer bei gewiſſen Dingen 
die Gemüthlichkeit nicht verliert, der hat keine zu verlieren.“ 

Wir haben obigen Worten kaum etwas hinzuzufügen; den 
Schutz gegen derartige Angriffe, wie ſie in den Worten des 
Miniſterpräſidenten liegen, ſchafft ſich das Volk am beſten 
dadurch, wenn es ſeine Behauptung durch die That als un⸗ 
richtig kennzeichnet; wenn es ſich fort und fort recht lebhaft 
an Allem betheiligt, was den Staat und ſeine nu 
betrifft. Die beſte Gelegenheit zu beweiſen, daß das Vol 
nicht träge iſt in Erfüllung ſeiner Pflichten, findet es bei den 
Neuwahlen für die Volksvertretung. Wann dieſe Gelegenheit 
wieder eintreten wird, läßt ſich in dieſem Augenblick nicht be⸗ 
ſtimmen, möge das Volk aber ſtets ſich jo vertraut halten 
mit allen Vorgängen, daß es jeden Augenblick bereit iſt, an 
den Wahltiſch zu treten. * 

— Herr Redakteur, ich habe kürzlich den Bericht über die 
54. Sitzung des all geleſen. Er enthält die 
Verhandlung über den Etat der Juſtizverwaltung vom 20. Mai 


Hierzu eine Beilage. 


